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Kai-Uwe Dosch

Warum Deutschland in Libyen
nicht militärisch intervenieren sollte
Überlegungen zu einer öffentlichen Diskussion

ie Kritik der öffentlichen Meinung in und an
D eutschland üb er seine »Kriegsdienstver-

weigerung« wächst. D och weil e s sich hier um eine
Entscheidung üb er Leb en und Tod handelt, ist eine
Kritik dieser Kritik nicht nur gerechtfertigt, son-
dern sogar geb oten .

Auf starken öffentlichen Druck b e schlo ss die
Mehrheit des UN-Sicherheitsrats am 1 7. März militä-
rische S anktionen . D eutschland und andere Staaten
enthielten sich der Stimme . Zwei Tage sp äter b egan-
nen die USA, Frankreich und Großbritannien Luft-
angriffe .

E s war zwar nur eine Frage der Zeit, wann die
Aufstände in Tunesien und Ägypten auch auf Libyen
üb ergreifen, d as zwischen diesen b eiden Ländern
liegt. D o ch es gibt drei große Unterschiede zwi-
schen Libyen und seinen b eiden Nachb arn . Erstens
war der Aufstand von Anfang an nicht gewaltlo s ,
sondern gewaltsam . Zweitens standen größere Teile
der Gesellschaft nicht auf Seiten der Oppo sition,
sondern auf der der Regierung . Drittens ergab sich
daraus ein immer schlimmerer innerstaatlicher
Krieg .

� E s wird gesagt: E s handelt sich j a b ei den Aktionen
der we stlichen Staaten nicht um einen zwischen-
staatlichen Krieg am B o den, sondern nur um Angrif-
fe au s der Luft. D as soll wohl b edeuten, d ass e s nicht
um eine Erob erung o der B e setzung Libyens durch
den Westen o der wen auch immer geht, sondern um
den Schutz der B evölkerung vor B edrohungen
durch die Regierung, um die Herstellung einer ge-
rechten Waffengleichheit zwischen Regierung und
Oppo sition o der sogar eine s Waffenstillstands .

Warum b eschränkt sich d ann die UN-Resolution
nicht auf die Maßnahmen zur Durchsetzung eines
Flugverb ots , sondern ermöglicht » alle notwendigen
Maßnahmen zum Schutz vor Angriffen« ? Warum b e-
stimmt sie dann die Ziele nicht enger als mit dem
weiten » Schutz der B evölkerung« , dessen Durchset-
zung von vielen b eteiligten Regierungen wieder
au sgelegt wird als Sturz Gaddafis ? Warum b ezieht sie
sich nicht auf schon angeb otene Vermittlungen von
Waffenstillstand sverhandlungen zwischen den Bür-
gerkriegsp arteien?

Die se Resolution bzw. Intervention ist (wie an-
dere zuvor) eine schiefe Eb ene , die b ei kurzfristigen
Drohungen b eginnt und b ei langfristigen Einsätzen
endet. E s gibt Regierungen, die anscheinend nie au s
der Geschichte ihrer eigenen Fehler (wie im Irak
oder in Afghanistan) lernen werden .

� E s wird ge sagt: Die ganze Weltgemeinschaft will
das Flugverb ot. Wer ist die se Gemeinschaft? D as soll
wohl die Uno sein, die einzige wirklich glob ale inter-
nationale Organisation. D och nicht die Vollver-
sammlung, in der alle Mitglieder, d . h . fast alle Staaten
der Welt, Sitz und Stimme hab en, hat diese Re soluti-
on b e schlo ssen, sondern der Sicherheitsrat, der nur
au s fünf ständigen und zehn nichtständigen Mitglie-
dern b esteht. Und auch die ser hat nicht einstimmig
entschieden, sondern lediglich mit einer Mehrheit
von zehn Stimmen b ei fünf Enthaltungen. Zuge-
stimmt hab en neb en den USA, Großbritannien und
Frankreich sowie Südafrika und Nigeria auch die
» Großmächte« Portugal, Lib anon, B o snien-Herzego-
wina, Kolumbien und Gabun − fünf Staaten also , von
denen vier selb st in schwere innere Konflikte verwi-
ckelt sind . Enthalten hab en sich dagegen die »Klein-
staaten« Russland , China, Indien, Brasilien und
D eutschland , d . h . Staaten, die fast die Hälfte der gan-
zen weltweiten B evölkerung vertreten und entwe-
der schon ständige Mitglieder sind o der eher als alle
anderen werden .

Die »Weltgemeinschaft« b e steht also wieder ein-
mal vor allem au s den Regierungen der drei westli-
chen Siegermächte de s Zweiten Weltkriegs !
� E s wird gesagt: Die Treue zu diesem we stlichen
Bündnis erfordert eine Zustimmung zum Flugver-
b ot. Zum einen gibt es wohl auch andere Bündnis-
p artner, d . h . Nato-Mitglieder, die dem nicht zu stim-
men. Zum anderen hat D eutschland schon früher ei-
ner militärischen Intervention der führenden Part-
ner nicht zugestimmt (nämlich im Irak) und ist den-
no ch Partner geblieb en . Und zum dritten b esteht
ein Bündnis eb en au s verschiedenen Mitgliedern
mit verschiedenen Meinungen, die alle b erechtigt
sind und nicht einfach zugunsten der der führenden
Mitglieder aufgegeb en werden sollten . Eine Nato ,
die ihr eigene s Recht b eugt und Krieg führt, wie sie
will, sollte b e sser aufgelö st als unterstützt werden .
� E s wird ge sagt: D as Streb en nach einem ständigen
Sitz im Sicherheitsrat erfordert eine Zu stimmung
zum Flugverb ot. Auch hier gilt: Die unb edingte Zu-
stimmung zu den »Meinungsführern« sollte keine
B edingung d arstellen für ein größere s Gewicht der
eigenen Meinung . Im Gegenteil, eine sinnvolle Ent-
scheidungsfindung setzt die Anerkennung einer
fremden Meinungsbildung vorau s . Die FDP würde
sich b ei der CDU »b ed anken« o der die Grünen b ei
der SPD , wenn j ene die vorb ehaltlo se Zu stimmung
zur B edingung von Ko alitionen erklären würde . E s
gehört gerade zum Wesen von Ko alitionsregierun-
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gen, dass b eide Partner einen Konsens o der Kom-
promiss (ihrem verschiedenen Gewicht entspre-
chend) au shandeln .

D och leider ist es im Sicherheitsrat im Unter-
schied zur Ko alitionsregierung so , d ass derj enige ,
der schon ständiges Mitglied ist, dem, der es erst
werden will, dessen Wohlwollen abfordern kann.
D enn z . B . können die USA nicht gezwungen werden,
z . B . D eutschland aufzuwerten, sie können ab er er-
zwingen, d ass die ses nicht aufgewertet wird .

E s stellt sich die Frage , ob es sinnvoll ist, einen
Sitz in einem Rat anzustreb en, der derart undemo-
kratisch funktioniert? ! Während der j etzige Außen-
minister seine Skrupel b egründet, scheint ein frühe-
rer Außenminister kein höheres Ziel zu kennen als
die Aufwertung D eutschland s in der Uno . Hier gilt:
Lieb er ein Guido Westerwelle , der sich vielleicht
dunkel erinnert an ein p aar langweilige Vorle sun-
gen üb er Völkerrecht, als ein Jo schka Fischer, der
sich nur allzu lebhaft erinnert an ein p aar spannen-
de Straßenschlachten letztlich üb er Ideologien.
� E s wird gesagt: Die deutsche Regierung hab e nur
wegen anstehender Landtagswahlen nicht zuge-
stimmt. Die Militärintervention wird b egründet mit
der Verpflichtung zur Unterstützung von demokra-
tischen Regierungen für eine demokratische Oppo-

sition gegen eine diktatorische Regierung . Zum We-
sen der D emokratie gehören die Wahlen der Parla-
mente . Wer also fordert, die Unterstützung eines
Krieges von D emokratien gegen eine Diktatur nicht
von Wahlen und deren erwarteten Ergebnissen ab-
hängig zu machen, fordert nichts weniger, als die an-
geblichen D emokratien nicht von der tatsächlichen
D emokratie abhängig zu machen. Er zerstört d as ,
was er zu erhalten vorgibt.

So lange die Regierung Wahlen eher mit der Ab-
lehnung von als mit der Zu stimmung zu Kriegen ge-
winnt, kann es gar nicht oft genug Wahlen geb en . So
lange die Entscheidungen der B evölkerung vor und
b ei Wahlen die Entscheidungen der Regierung wirk-
lich b eeinflu ssen, kann diese re ale D emokratie
nicht ho ch genug ge schätzt werden .
� E s wird gesagt : Die deutsche Regierung hab e
nicht zuge stimmt nur wegen fehlender Militärkap a-
zitäten . Abge sehen davon, ob d as tatsächlich stimmt
o der nicht: E s ist do ch so , d ass die Bunde swehr von
einer reinen Verteidigungsarmee zu einer »Armee
im Einsatz« umgeb aut wird , d . h . mehr und mehr
Kriege führt. Die Afghanistan-Intervention ist hier
nur die Spitze de s Eisb erges . D o ch auch die Bunde s-
wehr mu ss feststellen, dass ihre Einsätze viele Mittel
binden. Sie muss sich die Frage stellen lassen, ob die-
se Mittel nicht anders sinnvoller eingesetzt werden
könnten . Ob es nicht nur politisch, sondern auch
ökonomisch effizienter wäre , Konflikte zivil zu b e ar-
b eiten, b evor sie militärisch eskalieren? Ob die ge-
ringeren Gewinne b ei einem möglichen Verb ot von
Rü stungshandel mit Diktaturen durch die geringe-
ren Verlu ste b ei einer unnötigen Militärinterventi-
on nicht mehr als aufgewogen werden?
� E s wird gesagt : Die Regierung sollte das Flugver-
b ot unterstützen, auch wenn sie sich nicht an dessen
Durchsetzung b eteiligen könnte . Diese Au ssage
folgt dem Grundsatz : »Andere machen sich dreckig,
doch ich wasche meine Hände in Unschuld . « D o ch
genau so strafb ar wie die Täterschaft selb st sind die
Anstiftung oder die B eihilfe d azu und sogar die blo-
ße Mitwisserschaft. Eine wie auch immer ge artete
Unterstützung ohne B eteiligung, wie sie sich j etzt,
Ende März, abzeichnet, wäre ein klassischer fauler
Kompromiss . D as wäre um nichts b esser, wenn
nicht schlimmer, weil scheinheiliger als eine wirkli-
che B eteiligung am Krieg .
� E s wird ge sagt: Die Bundesregierung sollte das
Flugverb ot unterstützen, wenn e s auch schon von
arabischen Regierungen unterstützt wird . D azu
muss man das zwiesp ältige Verhalten der arabi-
schen Staaten richtig einschätzen . Zwar gibt es ei-
nen formalen Konsens der Arabischen Liga: die For-
derung nach Luftschlägen, do ch nicht nach B o den-
truppen, nach Maßnahmen der Uno , do ch nicht der
Arabischen Liga selb st, nach B eteiligung einiger,
doch nicht aller Mitglieder. Zwar gibt es einerseits
ein paar eher pro-we stliche Staaten, die Druck au s-
üb en und Maßnahmen vorschlagen, und anderer-
seits ein paar eher anti-we stliche Staaten, die sich

Gegen j egliche Gewalt
Erklärung des BSV zu Libyen
D ie Mitgliederversammlung des Bundfür Soziale Vertei-
digung, die am 2 0 . März in Minden/Westfalen stattfand ,
nahm mit Entsetzen die B omb ardierungen Libyens durch
Frankreich, Großbritannien und die USA und deren Un-
terstützung durch andere Länder zur Kenntnis . Nach den
weitgehend gewaltfreien Aufständen in Tune sien und
Ägypten sind in einer Reihe weiterer Länder des Nahen
und Mittleren O stens Volksb ewegungen entstanden, die
sich gegen ihre diktatorischen Regierungen erheb en . Die
Versuche der gewaltsamen Niederschlagung die ser Auf-
stände − nicht nur in Libyen, sondern auch in B ahrain, Je-
men und anderen Ländern − b eob achten wir mit großer
Sorge und sehen uns solidarisch mit all j enen Menschen,
die ohne Waffen für D emokratisierung eintreten .
D as militärische Eingreifen in Libyen wird als ein effekti-
ver Weg darge stellt. D abei wird ausgeblendet, dass durch
die B omb ardierungen weitere unb eteiligte Zivilisten
sterb en und der innerlibysche Konflikt durch die E skala-
tion der Gewalt mit Gewissheit vertieft werden . Stattdes-
sen sollte durch Angeb ote der Vermittlung und durch zi-
vile Mittel (z . B . Ölb oykott, Asyl für de sertierende Solda-
ten) versucht werden, die Situ ation zu deeskalieren und
das Leb en der Aufständischen zu schützen . Uns ist nicht
b ekannt, dass solche Versuche ernsthaft unternommen
wurden . Militärgewalt ist einmal mehr nicht das letzte
Mittel (ultima ratio) , sondern wurde leichtfertig und
ohne B edenken der längerfristigen Konsequenzen b e-
schlo ssen .
Wir stellen auch fest, dass der Bürgerkrieg in Libyen mit
Waffen geführt wird , die von Nato-Staaten geliefert wur-
den . Wir fordern das vollständige Verb ot von Waffenex-
porten . Die b isherigen Re striktionen b ei Rü stungsexpor-
ten sind , wie sich j etzt wieder erweist, völlig unzurei-
chend .
Wir b egrüßen, dass die Bundesrepublik im Weltsicher-
heitsrat den militärischen Maßnahmen nicht zuge stimmt
hat. Wir erwarten, dass die Bundesregierung sich j etzt für
die sofortige B eendigung der Kampfhandlungen einsetzt
und Bürgerkriegsflüchtlingen unbürokratisch Asyl ge-
währt.
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mehr oder weniger vornehm zurückhalten − au s
Angst, selb st ins Visier der eigenen B evölkerung
bzw. des We stens zu geraten. D o ch auch die , die sich
initiativ und aktiv zeigen wie z . B . die Vereinigten
Arabischen Emirate und Katar, stehen vor ähnlichen
Problemen und Dilemmata wie z . B . B ahrain . E s han-
delt sich um ab solutistische Monarchien o der ähnli-
che Regierungen, die ihre Macht auf Tradition b e-
gründen, die sich der Moderne nur da öffnen, wo sie
ihnen nutzt, und die d arum ihrer B evölkerung mit

F or u m Pazi fi s mus

einer Mischung au s Angst und Gewalt b egegnen .
Auch hier entspricht die Meinung der Regierung
nicht immer der der B evölkerung . Auch sie sind
zweifelhafte Gewährsleute und Verbündete im an-
geblichen Krieg der D emokratie gegen die Diktatur.

Ka i- Uwe Dosch istF or u m Pazi fi s mus -Redakteur

und einer der Sprecher des DFG- VK-Landesver-

bands Nordrhein- Westfalen.

eim militärischen Eingreifen der Nato in Li-
byen entstehen Zweifel üb er die wirklichen

Motive . Warum greift der Westen nur in Libyen ein
und nicht in S audi-Arabien, B ahrein, Syrien, Israel,
Simb abwe o der an der Elfenb einkü ste ? Warum wur-
den die B emühungen um eine politische Lö sung, die
von der Afrikanischen Union, au s Lateinamerika
und von der Türkei au sgingen, nicht unterstützt,
sondern durch schnelle B omb enangriffe zunichte
gemacht? Warum wird fast au sschließlich üb er die
tatsächlichen und potenziellen Opfer der Gaddafi-
Truppen b erichtet, ab er nicht üb er die Massaker der
Reb ellengruppen?

Die Spitzenpolitiker der Reb ellen, Mahmud Schi-
bril und Ali Tarhuni, hab en ihr Studium in den USA
ab solviert und waren dort an Universitäten tätig .
Wem fällt d a nicht sogleich der afghanische Präsi-
dent Karsai ein? Geht es auch um Zugriffsmöglich-
keiten auf das libysche Öl? Erlaubt die UN-Re soluti-
on wirklich, d ass die Nato im Bürgerkrieg Partei auf
der Seite der Reb ellen ergreift? Welchen Anteil an
der Reb ellion hab en we stliche Geheimdienste ?

B ei der offiziellen Legitimation des Nato-Einsat-
zes im libyschen Konflikt wird viel von einer »huma-
nitären Intervention« gespro chen . Die Ideologie der
»humanitären Intervention« ist die Fortsetzung der
Ideologie vom » Gerechten Krieg« , der wichtigsten
Legitimationsideologie für fast alle Kriege .

Für die Friedensb ewegung stellt sich die Frage ,
welche Folgen es hätte , wenn Pazifisten sich für eine
humanitäre Intervention mit militärischen Mitteln
einsetzten, wie es zum B eispiel Uri Avnery tut?

Kriegerisch intervenieren kann man nur mit
üb erlegenen Kräften . D eshalb mu ss ständig qu alita-
tiv aufgerü stet werden, um die se Üb erlegenheit zu
sichern . Selb st wenn der Militäreinsatz angeblich
nur d as letzte Mittel sein soll, schafft man d amit eine
D auerlegitimation für Aufrü stung, die andere Staa-
ten als b edrohlich empfinden und die destabilisie-
rend wirkt. Die »militärische humanitäre Interventi-
on« kann nur gegenüb er schwächeren Staaten und

nicht gegenüb er starken Staaten erfolgen . Sie wird
damit zum Herrschaftsinstrument der großen und
militärisch b esonders potenten Staaten . Wenn ab er
Aufrü stung und gar der B esitz von Atomwaffen
scheinb ar Sicherheit vor Eingriffen von außen ver-
sprechen, wer will d ann no ch abrü sten?

Verhandlungen im Zeichen der »militärischen
humanitären Intervention« werden zur Durchset-
zung von Po sitionen geführt, ab er nicht, um Kom-
promisse zu finden : »Und bist Du nicht willig, so
brauch' ich Gewalt« ist die D evise . Die Verhandlun-
gen der Nato in Ramb ouillet im Vorfeld des Krieges
gegen Jugo slawien gab en dafür drastisches An-
schauungsmaterial .

Um glaubwürdig zu sein, mu ss die B ehauptung
der »militärischen humanitären Intervention« stän-
dig legitimiert werden . Sind keine »B eweise« vorhan-
den, so mü ssen sie erfunden werden. E s b esteht der
ständige Drang zur Verbreitung von Falschd arstel-
lungen und Lügen. Die s war im Irak- und im Ko sovo-
Krieg reichlich zu b eob achten. Solche irreführen-
den D arstellungen verhetzen die B evölkerung und
schaffen p sychische Feindbilder vom »b ö sen Geg-
ner« , dem alle s Schlechte angelastet wird . So verstel-
len sie den Blick auf die wirklichen Verhältnisse und
führen zu Re alitätsverlu st.

Schließlich : Wo sind eigentlich die »guten« Staa-
ten, die tatsächlich zur Sicherung der Menschen-
rechte und nicht au s ganz anderen Intere ssen militä-
risch intervenieren? Ein Blick auf d as vergangene
Jahrhundert oder selb st nur auf dessen letzte Hälfte
macht ratlo s . D arf man − »Kollateralschäden« in Kauf
nehmend − Menschen töten und ihre Leb ensgrund-
lagen, also die Infrastruktur ihres Landes , zerstören,
um die Rechte und das Leb en anderer Menschen zu
retten? Nach einem Vortrag zum Ko sovo-Krieg frag-
te eine Frau : »B ei wie viel jugo slawischen Toten hört
die >humanitäre Intervention < auf, humanitär zu
sein?«

Für Pazifisten ist aus diesen Gründen die militä-
rische humanitäre Intervention unannehmb ar. Sie

Andreas Buro

Ein pazifistischer Blick auf Libyen
Die Ideologie der »humanitären Intervention«


